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Referentenentwurf 

Bundesministerium für Digitales und Verkehr 

Entwurf eines Gesetzes zur Änderung des Übereinkommens über die 
Internationale Seeschifffahrts-Organisation 

A. Problem und Ziel 

Die Internationale Seeschifffahrts-Organisation („International Maritime Organisation“, kurz: 
IMO) wurde mit dem Übereinkommen vom 6. März 1948 über die Zwischenstaatliche Be-
ratende Seeschifffahrts-Organisation gegründet. Das Übereinkommen trat am 
17. März 1958 in Kraft. Nach dem Seerechtsübereinkommen der Vereinten Nationen von 
1982 ist die IMO die zuständige internationale Organisation in Bezug auf die Annahme von 
internationalen Seeschifffahrts-Regelungen und Normen über maritime Sicherheit, die Leis-
tungsfähigkeit der Seeschifffahrt und den Schutz, die Verhütung und die Überwachung der 
Meeresverschmutzung durch Schiffe. Mit weltweit geltenden Regelungen schafft die IMO, 
auch in Zusammenarbeit mit anderen Organisationen der Vereinten Nationen, internatio-
nale einheitliche Wettbewerbsbedingungen auf hohem Schutzniveau. Die internationale 
Schifffahrt ist einer der am stärksten globalisierten Wirtschaftszweige. Das multilaterale 
Prinzip einheitlicher und weltweit anerkannter Bedingungen unabhängig von der Flagge ist 
eine notwendige Voraussetzung für die Funktionsfähigkeit der internationalen Schifffahrt. 

Das Übereinkommen wurde von der Bundesregierung am 7. Januar 1959 in New York un-
terzeichnet und ist am hiesigen Tag für die Bundesrepublik Deutschland in Kraft getreten 
(BGBl. 1965 II S. 313; BGBl. 1985 II S. 562; BGBl. 1986 II S. 423; BGBl. 2002 II S. 1870; 
BGBl. 2012 II S. 933). Deutschland ist seit 1959 ununterbrochen Mitglied des (aktuell noch) 
alle zwei Jahre gewählten IMO-Rates (Council – Wahl in Gruppe B „Staaten mit besonde-
rem wirtschaftlichem Interesse“), dem politischen Steuerungsorgan der IMO. 

Die IMO hat auf ihrer 32. Versammlung am 8. Dezember 2021 die Resolution A.1152(32) 
hinsichtlich der Änderungen der Artikel 16, 17, 18, 19 Buchstabe b und 81 des Überein-
kommens über die Internationale Seeschifffahrts-Organisation (im Folgenden: IMO-Über-
einkommen) angenommen. 
Durch die Änderungen des IMO-Übereinkommens wird der Rat von 40 auf 52 Mitglieder 
erweitert (Artikel 16); in diesem Zusammenhang werden jeweils 12 Sitze (bisher 10 Sitze) 
den Kategorien a und b und 28 Sitze (bisher 20 Sitze) der Kategorie c zugewiesen (Arti-
kel 17); die bisher zweijährige Amtszeit der Mitglieder des Rates auf vier Jahre verlängert 
(Artikel 18); das erforderliche Quorum für den Rat erhöht (Artikel 19 Buchstabe b) und 
drei weitere Sprachtexte als authentische Fassungen des IMO-Übereinkommens aner-
kannt (Artikel 81). 
Die Änderungen der Artikel 16, 17, 18, 19 Buchstabe b und 81 des IMO-Übereinkommens 
erfordern gemäß Artikel 71 die Zustimmung von zwei Dritteln der IMO-Mitgliedschaft oder 
117 Mitgliedstaaten (auf der Grundlage der derzeitigen Mitgliedschaft von 175 Mitgliedstaa-
ten). 

Im Rahmen der Ratifikation sind Änderungen oder Ergänzungen der innerstaatlichen ge-
setzlichen Vorschriften nicht erforderlich. 
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B. Lösung 

Durch das Vertragsgesetz sollen die Voraussetzungen nach Artikel 59 Absatz 2 Satz 1 des 
Grundgesetzes für die nach Artikel 71 des Übereinkommens vorgesehene Ratifikation ge-
schaffen werden. 

C. Alternativen 

Keine. 

D. Haushaltsausgaben ohne Erfüllungsaufwand 

Durch das Gesetz entstehen keine zusätzlichen Haushaltsausgaben für den Bund, die Län-
der und Kommunen. Der Mitgliedsbeitrag der Bundesrepublik Deutschland an die IMO 
(Pflichtbeitrag) errechnet sich jährlich nach dem UN-Schlüssel + Tonnage und besteht wei-
terhin nach dieser Formel fort. 

E. Erfüllungsaufwand 

E.1 Erfüllungsaufwand für Bürgerinnen und Bürger 

Es werden keine Informations- oder anderweitigen Pflichten für Bürgerinnen und Bürger 
eingeführt oder abgeschafft. 

E.2 Erfüllungsaufwand für die Wirtschaft 

Die Mitgliedschaft der Bundesrepublik Deutschland in der IMO bewirkt keinen Erfüllungs-
aufwand für deutsche Unternehmen. Bürokratiekosten aus Informationspflichten sind nicht 
betroffen. 

E.3 Erfüllungsaufwand der Verwaltung 

Es fällt kein zusätzlicher Aufwand für Bund, Länder und Kommunen an. 

F. Weitere Kosten 

Kosten für die Wirtschaft und soziale Sicherungssysteme entstehen nicht. Auswirkungen 
auf Einzelpreise und das Preisniveau, insbesondere das Verbraucherpreisniveau, sind 
nicht zu erwarten. 
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Entwurf vom Bundesministerium für Digitales und Verkehr 

Entwurf eines Gesetzes zur Änderung des Übereinkommens über die 
Internationale Seeschifffahrts-Organisation 

Vom … 

Der Bundestag hat das folgende Gesetz beschlossen: 

Artikel 1 

Der in London am 8. Dezember 2021 von der Bundesrepublik Deutschland unterzeich-
neten Resolution A.1152(32) zur Änderung des Übereinkommens vom 6. März 1948 über 
die Zwischenstaatliche Beratende Seeschifffahrts-Organisation (BGBl. 1965 II S. 313) in 
der Fassung der Bekanntmachung vom 29. Januar 1986 (BGBl. 1986 II S. 423), zuletzt ge-
ändert durch die Resolution vom 23. Juli 2012 (BGBl. 2012 II S. 933), wird zugestimmt. Die 
Änderung des Übereinkommens wird nachstehend mit einer amtlichen deutschen Überset-
zung veröffentlicht. 

Artikel 2 

(1) Dieses Gesetz tritt am Tag nach der Verkündung in Kraft. 

(2) Der Tag, an dem das Übereinkommen nach seinem Artikel 71 für die Bundesre-
publik Deutschland in Kraft tritt, ist im Bundesgesetzblatt bekannt zu geben. 
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Begründung zum Vertragsgesetz 

Zu Artikel 1 

Auf das Übereinkommen über die Internationale Seeschifffahrts-Organisation (im Folgen-
den: IMO-Übereinkommen) ist Artikel 59 Absatz 2 Satz 1 des Grundgesetzes anzuwenden, 
da es sich auf Gegenstände der Bundesgesetzgebung bezieht. Vorliegend wird ein beste-
hender Vertrag, der Gegenstand eines Vertragsgesetzes war, geändert. Die Änderungen 
des Übereinkommens enthalten auch keine Regelungen mit Auswirkung auf das Verwal-
tungsverfahren von Landesbehörden im Sinne des Artikels 84 Absatz 1 Grundgesetz, so 
dass der Gesetzentwurf als Einspruchsgesetz ausgestaltet ist. 

Die o.g. Änderungen des IMO-Übereinkommens sollen in dem in Artikel 71 des Überein-
kommens geregelten Verfahren angenommen werden. Nach Artikel 73 des Übereinkom-
mens muss die Bundesrepublik Deutschland eine Annahmeurkunde dem Generalsekretär 
der IMO übermitteln, die dann beim Generalsekretär der Vereinten Nationen hinterlegt wird. 

Zu Artikel 2 

Die Bestimmung des Absatzes 1 entspricht dem Erfordernis des Artikels 82 Absatz 2 Satz 1 
des Grundgesetzes. 

Nach Absatz 2 ist der Zeitpunkt, indem das IMO-Übereinkommen nach seinem Artikel 71 
für die Bundesrepublik Deutschland in Kraft tritt, im Bundesgesetzblatt bekannt zu geben. 

Schlussbemerkungen 

Bund, Länder und Gemeinden werden durch die Ausführung dieses Gesetzes nicht mit 
Kosten belastet. 

Für die Bürgerinnen und Bürger, für die Wirtschaft und für die Verwaltung entsteht kein 
Erfüllungsaufwand. Es werden auch keine Informationspflichten im Sinne des § 2 Absatz 1 
des Gesetzes zur Einsetzung eines Nationalen Normenkontrollrates geschaffen. Vor die-
sem Hintergrund sind Auswirkungen auf Einzelpreise und das Preisniveau, insbesondere 
auf das Verbraucherpreisniveau, nicht zu erwarten. 

Gleichstellungspolitische und demografische Auswirkungen sind nicht zu erwarten. 

Das Vertragsgesetz wurde auch im Hinblick auf die Managementregeln und die Indikatoren 
der nationalen Nachhaltigkeitsstrategie der Bundesregierung geprüft. 

 


